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Öffentliche Bekanntmachung 
 

zum Vorhaben der TenneT TSO GmbH 
 
 

Planfeststellungsverfahren gemäß § 43 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
Antragsteller: TenneT TSO GmbH 
Projekt: Erhöhung der Übertragungsleistung von 2.750 A auf 4.000 A der 380-

kV-Leitung Twistetal - Borken (Ltg.-Nr. LH-11-3213) sowie ab-
schnittsweiser Umbeseilung, Masterhöhung und Mastsanierung ein-
zelner Maste sowie Mastneubau der Maste 065N und 066N 

 
hier: Auslegung der Planunterlagen gemäß § 3 Abs. 1 Planungssicherstel-

lungsgesetz (PlanSiG) i.V.m. § 73 Abs. 3 Hessisches Verwaltungs-
ver-fahrensgesetz (HVwVfG) 

 
 
Die TenneT TSO GmbH beantragte mit Schreiben vom 01.08.2022 beim Regierungsprä-
sidium Kassel die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens einschließlich der 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für die Erhöhung der Übertragungs-
leistung von 2.750 A auf 4.000 A der bestehenden 380-kV-Leitung Twistetal - Borken 
(Ltg.-Nr. LH-11-3213) einschließlich abschnittsweiser Umbeseilung sowie Masterhöhun-
gen, Mastsanierung und Mastneubau einzelner Maste.  
 
Zuständige Anhörungsbehörde und Planfeststellungsbehörde ist nach der Verordnung 
über Zuständigkeiten nach dem Energiewirtschaftsgesetz für das Land Hessen das 
Regierungspräsidium Kassel. Soweit dies diese Planfeststellung betrifft, ist das Regie-
rungspräsidium Kassel auch die für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
zuständige Behörde. 
 
Gegenstand des planfestzustellenden Vorhabens ist die Erhöhung der Übertragungsleis-
tung von 2.750 A auf 4.000 A der bestehenden 380-kV-Leitung Twistetal - Borken (Ltg.-
Nr. LH-11-3213). Die Umbeseilung ist im Bereich vom Umspannwerk Twistetal bis Mast 
004, Mast 032 bis 037, Mast 056 bis 067 und Mast 090 bis 099 vorgesehen. Die Master-
höhung ist an den Masten 002, 057, 091, 094 geplant, wobei an den Masten 057 und 094 
zusätzlich eine Fundamentverstärkung vorgesehen ist. Am Mast 098 ist ebenfalls eine 
Fundamentverstärkung geplant. Die Masten 065 und 066 werden durch die neuen Mas-
ten 065N und 066N ersetzt. Die Leitung beginnt im Umspannwerk Twistetal und endet im 
Umspannwerk Borken (Hessen). Die Leitungslänge beträgt 43 km und besteht aus 114 
Freileitungsmasten. Sie liegt im Regierungsbezirk Kassel in den Landkreisen Waldeck-
Frankenberg und Schwalm-Eder-Kreis auf dem Gebiet der Gemeinden bzw. Städte Twis-
tetal, Bad Arolsen, Waldeck, Edertal, Bad Wildungen, Bad Zwesten und Borken (Hessen). 
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Für das oben genannte Projekt ist die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens 
gemäß § 43 EnWG erforderlich. 
Darüber handelt es sich um bei dem Projekt um die Änderung eines Vorhabens nach 
Nr. 19.1.1 der Anlage 1 UVPG für das keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt 
worden ist. Nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 UVPG bedarf das Änderungsvorhaben einer 
allgemeinden Vorprüfung des Einzelfalls. Für das gegenständliche Vorhaben besteht 
jedoch die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil die 
Vorhabenträgerin dies beantragt und das Regierungspräsidium Kassel das Entfallen der 
Vorprüfung als zweckmäßig erachtet hat (§ 9 Abs. 4, § 7 Abs. 3 UVPG). 
 
Gem. § 19 Abs. 2 UVPG i.V.m. § 73 Abs. 3 HVwVfG werden folgende von der Vorha-
benträgerin eingereichte Planunterlagen sowie entscheidungserhebliche Berichte und 
Empfehlungen, die das Vorhaben betreffen, zur Einsicht ausgelegt: 
 

 Erläuterungsbericht und Anhang (Allgemeinverständliche Zusammenfassung) 

 Übersichtsplan 

 Mastprinzipzeichnungen 

 Lage- und Grunderwerbspläne 

 Längenprofile Höhenpläne 

 Regelfundamente 

 Mastlisten Koordinatenverzeichnis 

 Bauwerksverzeichnis 

 Immissionsgutachten (Schall sowie elektrische und magnetische Felder) 

 Kreuzungsverzeichnis 

 Wegenutzungskonzept 

 Rechtserwerbsverzeichnis 

 UVP-Bericht 

 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 

 FFH-Verträglichkeitsvoruntersuchung zu den FFH-Gebieten „Untere Eder“ (DE 4822-
304), „Schrummbachsrain und Kalkrain bei Giflitz“ (DE 4820-308), „Twiste mit Wilde, 
Watter und Aar“ (DE 4620-304) und „Ederaue“ (DE 4822-402) 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

 Hydrogeologisches Gutachten 

 Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie 

 Baugrundgutachten 

 Kapmfmittelvoruntersuchung 

 Ergebnis faunistische Untersuchungen 
 
Daneben wurde folgende Stellungnahme zum Vorhaben bereits abgegeben: 

 Stellungnahme Dezernat 31.3 – Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz vom 
14.04.2022 

 
Gemäß § 73 Abs. 2 und 3 HVwVfG sind die Planunterlagen in den Gemeinden, in wel-
chen sich das Vorhaben auswirkt, für die Dauer eines Monats zur Einsicht auszulegen. 
Dies stellt zugleich die Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen nach § 
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18 Abs. 1 UVPG dar. Dabei macht das Regierungspräsidium Kassel zur Eindämmung 
des SARS-CoV-2-Virus und COVID-19 von der Möglichkeit des Planungssicherstellungs-
gesetzes – PlanSiG Gebrauch und ersetzt die Auslegung gem. § 3 Abs. 1 PlanSiG i.V.m. 
§ 27a HVwVfG durch eine Veröffentlichung der Planunterlagen im Internet.  
 
Die Planunterlagen und die Stellungnahmen werden in der Zeit 
 

vom 22.08.2022 bis einschließlich 21.09.2022 
 

im Internet auf der Homepage des Regierungspräsidiums Kassel (www.rp-kassel.de) un-
ter „Presse/Öffentliche Bekanntmachungen“ veröffentlicht. Außerdem werden gem. § 20 
Abs. 2 UVPG der Inhalt dieser Bekanntmachung und die o.g. Planunterlagen und Stel-
lungnahmen über das zentrale Portal zu Umweltverträglichkeitsprüfungen der Länder 
(www.uvp.hessen.de) zugänglich gemacht. 
 
Als zusätzliches Informationsangebot liegen die Planunterlagen nach § 3 Abs. 2 Satz 1 
PlanSiG in der Zeit  
 

vom 22.08.2022 bis einschließlich 21.09.2022 
 
in folgenden Stadt- bzw. Gemeindeverwaltungen während der Dienststunden aus: 
 

 Stadt Borken (Hessen), 1. Erdgeschoss, Foyer, Am Rathaus 7, 34582 Borken 
(Hessen); (Montag, Mittwoch und Donnerstag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr, Montag 
und Mittwoch von 13:30 Uhr bis 16:30, Donnerstag von 13:30 Uhr bis 18:00 Uhr und 
Freitag von 08:00 Uhr bis 13:00 Uhr) 

 Gemeinde Zwesten, Rathaus Zimmer 15, Ringstraße 1, 34596 Bad Zwesten (Montag 
– Freitag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und Donnerstag auch von 13:30 Uhr 
bis 18:00 Uhr) 

 Stadt Bad Wildungen, Rathaus, Bauamt, Zimmer 37, Am Markt 1, 34537 Bad 
Wildungen (Montag – Mittwoch von 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Donnerstag von 
08:00 Uhr und Freitag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr) 

 Nationalparkgemeinde Edertal, Rathaus, Giflitz, Zimer 120, Bahnhofstraße 25, 34549 
Edertal-Giflitz (Montag bis Freitag von 8:00 Uhr bis 12:30 Uhr sowie Montag, 
Dienstag und Donnerstag von 13:15 Uhr bis 16:30 Uhr und Mittwoch von 13:15 Uhr 
bis 17:15 Uhr) 

 Nationalparkstadt Waldeck, Rathaus, Bauamt, Erdgeschoss, Am Rathaus 1, 34513 
Waldeck (Montag – Donnerstag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und Freitag von 
08:00 Uhr bis 11:00 Uhr) 

 Stadt Bad Arolsen, Rahaus, 2. OG, Zimmer 207, Große Allee 24, 34454 Bad Arolsen 
(Montag – Freitag von 8:00 Uhr bis 12:30 Uhr sowie Dienstag und Donnerstag von 
14:00 Uhr bis 16:00 Uhr) 

 Gemeinde Twistetal, Rathaus, Raum 14, Hüfte 7, 34477 Twistetal (Montag – 
Mittwoch von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr, Donnerstag 
von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:30 Uhr bis 18:00 Uhr und Freitag von 
08:00 Uhr bis 12:00 Uhr) 

 

http://www.rp-kassel.de/
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Bei der Einsichtnahme vor Ort sind die aktuell gültigen Schutz- und Hygienemaßnahmen 
zu beachten. 
 
Sollte aufgrund der allgemeinen Pandemielage (SARS-CoV-2-Virus / COVID-19 – 
Coronavirus) das Rathaus der Stadt bzw. Gemeinde für den allgemeinen Publikumsver-
kehr geschlossen sein, kann die Einsicht für die Zeit der Schließung nur nach vorheriger 
Terminabsprache erfolgen. Sie kann telefonisch unter oder per E-Mail unter den nachfol-
genden Kontaktdaten vereinbart werden: 
 

 Stadt Borken (Hessen): Tel.: 05682/808-150 oder 
E-Mail: bauen@borken-hessen.de 

 Gemeinde Zwesten: Tel.: 05626/9993-0 oder 
E-Mail: gemeindeverwaltung@badzwesten.de 

 Gemeinde Edertal: Tel.: 05623 808-121 oder 
E-Mail: alexander.paul@edertal.de 

 Stadt Bad Wildungen: Tel.: 05621/701-411 oder  
E-Mail: robert.hilligus@bad-wildungen.de  

 Nationalparkstadt Waldeck: Tel.: 05634/709-20 oder 
E-Mail: sonja.martin@waldeck.de 

 Stadt Bad Arolsen: Tel.: 05691/801-160 oder  
E-Mail: irmhild.radke@bad-arolsen.de  

 Gemeinde Twistetal: Tel.: 05695/9799-0 oder 
E-Mail: info@twistetal.de  

 
Sollte das Rathaus während des v.g. Zeitraums wieder geöffnet werden, liegen die Un-
terlagen am genannten Ort während der Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann gem. § 21 Abs. 1 und 
2 UVPG i.V.m. § 73 Abs. 4 Satz 1 HVwVfG während der Veröffentlichung der Planunter-
lagen im Internet bzw. der Auslegung der Planunterlagen und für einen weiteren Monat 
nach dem Ende der Veröffentlichung/Auslegung der Planunterlagen, spätestens  
 

bis einschließlich 21.10.2022 (Posteingang), 
 
Äußerungen und Einwendungen gegen den Plan erheben. Die Erhebung von Äußerun-
gen und Einwendungen ist schriftlich oder zur Niederschrift entweder bei den oben ge-
nannten Auslegungsstellen zu den dort benannten Dienststunden oder  
beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat 33.2 - Immissionsschutz und Energiewirt-
schaft, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld, während der Dienstzeiten (Montag – Don-
nerstag in der Zeit von 09:00 Uhr bis 15:30 Uhr und Freitag von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr) 
möglich. Daneben können Äußerungen und Einwendungen elektronisch über die nach-
folgende E-Mail-Adresse erhoben werden: 
 
E-Mail: Einwendungen_IV_33-2@rpks.hessen.de 
 

mailto:bauen@borken-hessen.de
mailto:gemeindeverwaltung@badzwesten.de
mailto:alexander.paul@edertal.de
mailto:robert.hilligus@bad-wildungen.de
mailto:sonja.martin@waldeck.de
mailto:irmhild.radke@bad-arolsen.de
mailto:info@twistetal.de
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Einwendungen müssen den geltend gemachten Belang und das Maß der Beeinträchti-
gung sowie den Namen und die Anschrift der Einwenderin oder des Einwenders erken-
nen lassen. Soweit die Beeinträchtigung von Grundeigentum geltend gemacht wird, soll-
ten die Gemarkung sowie Flur und Flurstücksnummer angegeben werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Ein-
gaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Na-
men, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen (§ 17 
Abs. 1 HVwVfG). Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. Die 
Anhörungsbehörde wird gleichförmige Eingaben, die die geforderten Angaben nicht deut-
lich sichtbar auf jeder mit Unterschrift versehenen Seite enthalten oder dem Erfordernis 
des § 17 Abs. 1 Satz 2 HVwVfG nicht entsprechen, gemäß § 17 Abs. 2 HVwVfG unbe-
rücksichtigt lassen. Ferner wird die Anhörungsbehörde gleichförmige Eingaben insoweit 
unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder 
unleserlich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 HVwVfG). 
 
Die vorliegende Bekanntmachung gilt zugleich als Benachrichtigung der vom Bund oder 
Land anerkannten Naturschutzvereinigungen sowie sonstigen Vereinigungen, soweit 
diese sich für den Umweltschutz einsetzen und zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Um-
weltangelegenheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen). Ihnen 
wird ebenfalls die Gelegenheit gegeben, bis zum 21.10.2022 zu dem Vorhaben gegen-
über dem Regierungspräsidium Kassel, Dezernat 33.2 - Immissionsschutz und Energie-
wirtschaft, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld, Stellung zu nehmen. 
 
Nach Ablauf der Äußerungsfrist sind für die Dauer des Planfeststellungsverfahren 
alle Äußerungen, Einwendungen und Stellungnahmen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG i.V.m. § 73 
Abs. 4 Satz 3 HVwVfG). Dies gilt auch für solche Einwendungen, die sich nicht auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen (§ 21 Abs. 5 UVPG) und für Stellungnah-
men der Vereinigungen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Regierungspräsidium Kassel zur sachgerechten 
Entscheidungsfindung die Vorhabenträgerin über die Einwendungen und Stellungnah-
men unterrichtet. Auf Verlangen von Einwenderinnen und Einwendern sollen deren Na-
men und Anschrift unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen 
Durchführung des Verfahrens nicht erforderlich sind (§ 43a Nr. 2 EnWG); darauf wird 
hiermit hingewiesen. 
 
Verantwortlicher der Datenverarbeitung ist das Regierungspräsidium Kassel, Am Alten 
Stadtschloss 1, 34117 Kassel. Der oder die Datenschutzbeauftragte des Regierungsprä-
sidiums Kassel ist erreichbar unter dsb@rpks.hessen.de. Soweit dies zur Bearbeitung 
des o.g. Verfahrens erforderlich ist, werden personenbezogene Daten an Dritte übermit-
telt. Hierzu gehört insbesondere die Weitergabe an die Vorhabenträgerin oder Fachbe-
hörden. Die übermittelten Daten dürfen von den vorgenannten Stellen ausschließlich zur 
Durchführung des Verfahrens verwendet werden. Die Aufbewahrungsfristen für perso-
nenbezogene Daten richten sich nach den Regelungen des Aktenführungserlasses für 
die Dienststellen des Landes Hessen. Einwenderinnen und Einwender haben in Bezug 

mailto:dsb@rpks.hessen.de
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auf ihre personenbezogenen Daten Anspruch auf Auskunft, Berichtigung, Löschung so-
wie auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß der Artikel 15ff. der Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO). Zuständige Aufsichtsbehörde des Verantwortlichen der Datenver-
arbeitung ist der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit, Gustav-
Stresemann-Ring, 65189 Wiesbaden. 
 
Nach Ablauf der Äußerungsfrist entscheidet das Regierungspräsidium Kassel darüber, 
ob eine Erörterung der vorgebrachten Sachverhalte erforderlich ist. Sie kann bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen des § 43a Nr. 3 EnWG hierauf verzichten. Wird ein Erörte-
rungstermin anberaumt, werden die rechtzeitig erhobenen Einwendungen gegen den 
Plan und die Stellungnahmen der Behörden und Vereinigungen zu dem Plan mit der Vor-
habenträgerin, den Behörden, den Vereinigungen, die fristgerecht Stellung genommen 
haben, den Betroffenen und den Personen, welche fristgerecht Einwendungen erhoben 
haben, erörtert. Statt eines Erörterungstermins kann eine Online-Konsultation durchge-
führt werden oder diese mit Einverständnis der Beteiligten durch eine Telefon- oder Vi-
deokonferenz ersetzt werden (§ 5 PlanSiG). 
Der Erörterungstermin oder die Online-Konsultation wird mindestens eine Woche vorher 
ortsüblich bekannt gemacht. Diejenigen Personen, welche fristgerecht Einwendungen er-
hoben haben und die Vereinigungen, die fristgerecht Stellung genommen haben, werden 
von dem noch festzusetzenden Erörterungstermin oder der Online-Konsultation benach-
richtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen, so kann 
dies durch öffentliche Bekanntmachung geschehen. Es wird darauf hingewiesen, dass 
bei Ausbleiben einer Beteiligten oder eines Beteiligten in dem Erörterungstermin auch 
ohne sie oder ihn verhandelt werden kann.  
 
Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Erhebung von Einwen-
dungen und Abgabe von Äußerungen und Stellungnahmen, die Teilnahme an einem Er-
örterungstermin, einer Online-Konsultation, Telefon- oder Videokonferenz und durch Ver-
treterbestellung entstehen, werden nicht erstattet. 
 
Über die Zulässigkeit des Vorhabens sowie die Einwendungen und Stellungnahmen wird 
durch Planfeststellungsbeschluss entschieden. Ist das Vorhaben zulassungsfähig, ergeht 
– ggf. unter Aufnahme von Nebenbestimmungen – ein positiver Planfeststellungsbe-
schluss. Ist das Vorhaben ganz oder teilweise nicht zulassungsfähig, kann der Planfest-
stellungsantrag ganz oder teilweise abgelehnt werden. Wenn die gesetzlichen Voraus-
setzungen hierfür vorliegen, kann das Regierungspräsidium Kassel außerdem vorläufig 
zulassen, dass bereits vor Feststellung des Plans in Teilen mit der Errichtung oder Än-
derung des Vorhabens einschließlich der Vorarbeiten begonnen wird (§ 44c EnWG). 
 
Ergeht ein Planfeststellungsbeschluss, wird dieser der Vorhabenträgerin und denjenigen, 
über deren Einwendungen entschieden worden ist, und den Vereinigungen, über deren 
Stellungnahmen entschieden worden ist, zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 1 HVwVfG). Zudem 
erfolgt gem. § 27 Satz 1 UVPG i.V.m. § 74 Abs. 5 Satz 2 HVwVfG eine öffentliche Be-
kanntmachung des Planfeststellungsbeschlusses. Sind außer an die Vorhabenträgerin 
mehr als 50 Zustellungen an Einwender und diejenigen, die Stellungnahmen abgegeben 
haben, vorzunehmen, können diese Zustellungen durch die öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden (§ 74 Abs. 5 Satz 1 HVwVfG). Der Planfeststellungsbeschluss wird nach 
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der öffentlichen Bekanntmachung für zwei Wochen in den Auslegungsgemeinden öffent-
lich zur Einsicht ausgelegt.  
 
Mit dem Beginn der Auslegung des Plans tritt eine Veränderungssperre nach § 44a 
Abs. 1 EnWG in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt dürfen auf den von dem Plan betroffenen 
Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich wertsteigernde oder die geplanten 
Baumaßnahmen erheblich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen werden. 
Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise vorher begonnen worden sind, Unter-
haltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden davon 
nicht berührt. Darüber hinaus steht der Vorhabenträgerin nach § 44a Abs. 3 EnWG ab 
dem Beginn der Auslegung der Planunterlagen ein Vorkaufsrecht an den von dem Plan 
betroffenen Flächen zu. 
 
 
Bad Hersfeld, den 15.08.2022 
 
 
Regierungspräsidium Kassel 
Abteilung Umweltschutz 
RPKS - 33.2-78 z 01/4-2020/2 


